
Orientierungssätze: 

1. Ist die Berufung auf das Vertrauen in den Bestand des Verwaltungsakts nicht 

nach Art. 48 Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG ausgeschlossen, wird die Schutzwürdigkeit 

des Vertrauens aber auch nicht gemäß Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG vermutet, 

ist nach Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG abzuwägen, ob das Vertrauen am Be-

stand in Ansehung des öffentlichen Interesses an der Rücknahme des Verwal-

tungsakts schutzwürdig ist (UA Rn. 17). 

 

2. Für den Verbrauch (Art. 48 Abs. 2 Satz 2 Alt. 1 BayVwVfG) einer Leistung für die 

eigene Lebenshaltung spricht der Beweis des ersten Anscheins, wenn es sich um 

eine versorgungsrelevante Leistung, d. h. laufende Einkünfte handelt, die dem 

Bestreiten des Lebensunterhalts dienen, und bei niedrigen oder allenfalls mittle-

ren Einkommen die Überzahlung so gering ist, dass sie sinnvoller Weise nicht ge-

spart wird oder sonst der Vermögensbildung dient (UA Rn. 23).  

 

3. Bei einer Prüfervergütung - hier für Prüfungen aufgrund der Ärztlichen Approba-

tions- und Prüfungsordnung - steht nicht die Erzielung des Entgelts im Vorder-

grund, sondern die mit der Bestellung zum Prüfer verbundene Anerkennung der 

beruflichen und wissenschaftlichen Leistung, sodass keine versorgungsrelevan-

ten Leistungen vorliegen (UA Rn. 24).  

 

4. Allein die fehlende Bösgläubigkeit genügt unabhängig von den Sorgfaltspflichten 

des Begünstigten im Hinblick auf die Überprüfung, ob das Entgelt zutreffend fest-

gesetzt worden ist, nicht, um das Vertrauen in den Bestand der gewährten Vergü-

tung im Rahmen der Einzelfallabwägung nach Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG 

als schutzwürdig ansehen zu können (UA Rn. 28).  

 

5. Bei der Jahresfrist des Art. 48 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG handelt es sich nach ge-

festigter höchstrichterlicher Rechtsprechung um eine Entscheidungsfrist, nicht um 

eine Bearbeitungsfrist. Sie beginnt erst bei vollständiger Kenntnis der für die 

Rücknahme maßgebenden Sach- und Rechtslage zu laufen (UA Rn. 29).  

 

6. In einem Fall, in dem ein erster Rücknahmebescheid auf eine Klage des Betroffe-
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nen hin aufgehoben worden ist, beginnt Entscheidungsfrist nach Art. 48 Abs. 4 

Satz 1 BayVwVfG für den zweiten Rücknahmebescheid nicht vor dem Ergehen 

der gerichtlichen Aufhebungsentscheidung zu laufen. Gleiches gilt für den Fall, 

dass ein erster Rücknahmebescheid nicht vom Gericht, sondern von der Behörde 

selbst aufgehoben worden ist, weil in gleichgelagerten Parallelfällen gleichzeitig 

oder im nahen zeitlichen Zusammenhang ergangene Rücknahmebescheide vom 

Verwaltungsgericht aufgehoben worden sind (UA Rn. 29). 

 

Hinweis:  

In der Entscheidung vom 23. Januar 2014 befasst sich der Senat mit grundlegenden Fra-

gen zur Auslegung von Art. 48 BayVwVfG bei der Rücknahme von Geldleistungsbeschei-

den.  

 

Zunächst stellt der Senat die Prüfungsreihenfolge im Rahmen der Absätze 1 und 2 dar: Im 

ersten Schritt ist zu prüfen, ob der Vertrauensschutz nach Art. 48 Abs. 2 Satz 3 

BayVwVfG ausgeschlossen ist, verneinendenfalls ist im zweiten Schritt zu prüfen, ob das 

Vertrauen insbesondere wegen Verbrauchs der erhaltenen Leistung im Regelfall schutz-

würdig ist nach Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG. Wenn keine Regelfallschutzwürdigkeit 

vorliegt, kommt es im dritten Schritt auf eine Einzelfallabwägung des Vertrauens des Be-

günstigten mit dem öffentlichen Interesse an der Rücknahme an. Wenn sich das Vertrau-

en nach  

Art. 48 Abs. 2 BayVwVfG nicht als schutzwürdig erweist, hat die Behörde im vierten Schritt 

nach pflichtgemäßem Ermessen über die Rücknahme zu entscheiden (vgl. hierzu auch 

schon BVerwG, U.v. 26.10.1978 – BVerwG 3 C 18.77 – BVerwGE 57, 1/4).   

 

Hinsichtlich des Beginns der Entscheidungsfrist nach Art. 48 Abs. 4 Satz 1 

BayVwVfG folgt der Senat der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und 

führt sie insoweit fort, als auch erst eine in einem inhaltlich gleich gelagerten Parallel-

fall – also gegenüber einem anderen Begünstigten – durch gerichtliche Entscheidung 

erlangte Kenntnis der Rechtslage die Frist beginnen lässt.  
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7 B 13.861 

M 16 K 12.194 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

****. **. ****** ******* 

*****. ******** *******-*********, 

****** ***** *, ***** *******, 

 - ****** - 

 

**************: 

************* ******* ******* ***** & ********, 

************. *, ***** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

Rückforderung von Prüfervergütung; 

hier: Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen  

Verwaltungsgerichts München vom 19. Juni 2012, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 7. Senat, 
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durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Häring, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Borgmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schmeichel 

 

aufgrund mündlicher Verhandlung vom 21. Januar 2014  

 
am 23. Januar 2014 

folgendes 

 

 

Urteil: 

 

 I. Unter Abänderung des Urteils des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

München vom 19. Juni 2012 wird die Klage abgewiesen. 

 

 II. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen. 

 

 III. Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Klä-

ger kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe des zu 

vollstreckenden Betrags abwenden, sofern nicht der Beklagte vorher 

Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

 

 IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

 

 

Tatbestand: 

 

Der Kläger wendet sich gegen die Rückforderung von zu viel gezahlten Vergütungen 

für seine Tätigkeit als Prüfer im Rahmen des mündlich-praktischen Teils des zweiten 

Abschnitts der Ärztlichen Prüfung in den Jahren 2007 bis 2010. Der Beklagte fordert 

vom Kläger 882 Euro zurück. Es wurden in 487 gleich- oder ähnlich gelagerten Fäl-

len, in denen wegen eines Berechnungsfehlers den Prüfern eine doppelt so hohe 

Vergütung gewährt wurde wie ihnen zugestanden ist, die Festsetzungen der jeweili-

gen Prüfervergütungen zurückgenommen und Rückforderungsbescheide über eine 
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Summe von insgesamt ca. 360.000 Euro erlassen. Ein erster Rücknahme- und Rück-

forderungsbescheid wurde nach rechtskräftigen Urteilen, in denen das Verwaltungs-

gericht Rücknahme- und Rückforderungsbescheide in Parallelverfahren aufgehoben 

hatte, vom Beklagten zurückgenommen. Nach - schon vor der Rücknahme des ers-

ten Rückforderungsbescheids erfolgter - Anhörung des Klägers hat der Beklagte mit 

Bescheid vom 14. Dezember 2011 die Festsetzung der Prüfervergütungen für die 

Jahre 2007 bis 2010 erneut zurückgenommen und die zu viel ausbezahlten Prüfer-

vergütungen zurückgefordert. 

 

Die Klage hiergegen war erfolgreich. Zur Begründung seiner Entscheidung hat das 

Verwaltungsgericht im Wesentlichen Folgendes ausgeführt: 

 

Die Aufhebung der mit der Überweisung der Prüfervergütungen konkludent erlasse-

nen Festsetzungsbescheide und ihre Rückforderung verstoße gegen die in Art. 48 

BayVwVfG festgelegten Grundsätze des Vertrauensschutzes. Der Kläger habe nach 

der Änderung der die ärztliche Prüfung betreffenden Vorschriften der Approbations-

ordnung für Ärzte weder Kenntnis von den Vergütungssätzen gehabt noch habe ihm 

eine diesbezügliche Überprüfungspflicht oblegen. Sein Vertrauen in den Bestand der 

Festsetzung der Prüfervergütungen sei schutzwürdig i.S.d. Art. 48 Abs. 2 Satz 2 

BayVwVfG, weil er die zu viel ausbezahlten Beträge verbraucht habe. Davon könne 

angesichts der Geringfügigkeit der Überzahlungen ausgegangen werden. Das öffent-

liche Interesse erfordere keine andere Entscheidung. Die Ursache der Fehlerhaf-

tigkeit der Überzahlung liege ausschließlich im Verantwortungsbereich des Be-

klagten. Allein der Umstand, dass eine Vielzahl von Prüfern betroffen sei, rechtfertige 

keine Ausnahme. Die Rücknahmeentscheidung sei ermessensfehlerhaft, weil darin 

keinen Niederschlag gefunden habe, dass der Kläger angesichts des Verfahrensab-

laufs und der Gestaltung der Formulare keine Kenntnis von den Vergütungssätzen 

gehabt und seinerseits korrekt abgerechnet habe. Schließlich habe der Beklagte die 

Jahresfrist des Art. 48 Abs. 4 BayVwVfG nicht eingehalten. Nach Aufhebung des ers-

ten Rücknahme- und Rückforderungsbescheids habe die Frist nicht erneut zu laufen 

begonnen. 

 

Dagegen wendet sich der Beklagte mit seiner vom Verwaltungsgerichtshof wegen 

ernstlicher Zweifel an der Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung zugelassenen 

Berufung.  
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Die Regelvermutung für die Schutzwürdigkeit des Vertrauens gemäß Art. 48 Abs. 2 

Satz 2 BayVwVfG zugunsten des Klägers greife nicht. Von einer Entreicherung kön-

ne nur bei Luxusausgaben ausgegangen werden. Die Darlegungs- und Beweislast 

hierfür liege beim Empfänger der Leistungen. Dass er die überzahlten Beträge aus-

gegeben hat und sie sich nicht mehr in seinem Vermögen niederschlagen, habe der 

Kläger weder substantiiert dargelegt noch nachgewiesen. Ein Anscheinsbeweis ent-

sprechend dem Grundgedanken von Nr. 15.2.7.1 der Verwaltungsvorschriften zum 

Besoldungsrecht sei nicht zulässig, weil es sich nicht um versorgungsrelevante Leis-

tungen handle. Die Rückforderung überzahlter Prüfervergütungen entspreche der 

ständigen Verwaltungspraxis der Regierung von Oberbayern. 

 

Das Vertrauen des Klägers in den Bestand der Vergütungsfestsetzungen sei unter 

Abwägung mit dem öffentlichen Interesse nicht schutzwürdig. Alle Prüfer seien mit-

tels eines Merkblatts über die Höhe der Prüfervergütungssätze informiert worden, die 

nach der Änderung der Approbationsordnung im Ergebnis gleich geblieben sei. Ein 

Vergleich mit den alten Abrechnungen hätte dem Kläger ohne weiteres offenbaren 

können, dass er jetzt für die gleiche Prüferleistung das Doppelte erhalten habe. Auf-

grund des prüfungsrechtlichen Vertrauensverhältnisses hätte er eine erhöhte Sorg-

faltspflicht gehabt, die in tendenzieller Anlehnung an die beamtenrechtliche Nachprü-

fungspflicht bei überzahlter Besoldung über die „Jedermannspflichten“ hinausgehe. 

Angesichts des haushaltsrechtlichen Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit und angesichts dessen, dass der Beklagte gemäß dem Rechtsstaatsprinzip 

zu rechtmäßigem Handeln verpflichtet sei, gehe die gebotene Abwägung zugunsten 

des öffentlichen Interesses aus. Angesichts der geringen Höhe stelle das für den 

Kläger keine besondere Härte dar und habe keine existentiellen Auswirkungen. An-

dererseits bestehe bei einem Gesamtbetrag von 360.000 Euro in Zeiten knapper 

Staatskassen ein erhebliches öffentliches Interesse an der Rückforderung ohne 

rechtliche Verpflichtung ausbezahlter Vergütungen.  

 

Die Frist des Art. 48 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG sei nicht abgelaufen. Werde ein Rück-

nahmebescheid im Zusammenhang eines Widerspruchs- oder Klageverfahrens auf-

gehoben, so beginne erst mit der Unanfechtbarkeit dieser Aufhebungsentscheidung 

der Lauf dieser Frist für den Erlass eines erneuten Rücknahmebescheids. Das gelte 

auch, wenn der erste Rücknahmebescheid, gegen den Klage erhoben gewesen sei, 

nicht vom Verwaltungsgericht, sondern wegen einer gerichtlichen Musterentschei-

dung von der Behörde aufgehoben worden sei.  
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Der Beklagte beantragt, 

 

das Urteil des Verwaltungsgerichts München vom 19. Juni 2012 aufzuheben 

und die Klage abzuweisen. 

 

Der Kläger beantragt, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 

 

Er nimmt Bezug auf seine Erwiderung auf den Antrag auf Zulassung der Berufung 

und die Klageerwiderung. Insbesondere verstoße die erneute Rückforderung gegen 

Treu und Glauben. Der Beklagte habe sich arglistig verhalten. Der Kläger habe im 

Vertrauen auf die Rechtsbindung der Verwaltung an die Rücknahme des ersten 

Rückforderungsbescheids auf eine Fortsetzungsfeststellungsklage verzichtet. In dem 

als Musterprozess geführten Parallelverfahren habe der Beklagte zu Protokoll erklärt, 

dass keine erneuten Rücknahme- und Rückforderungsbescheide erlassen würden. 

Aufgrund des Verbrauchs der Prüfervergütungen für eine geringfügige Verbesserung 

der allgemeinen Lebenshaltung sei von der Regelvermutung des Art. 48 Abs. 2 

Satz 2 BayVwVfG auszugehen. Er habe Teilbeträge davon in der Weise verbraucht, 

dass er seine Frau zum Ausgleich dafür, dass sie wegen der Prüfungen auf seine 

Gesellschaft in seiner Freizeit habe verzichten müssen, zu einem teureren Abendes-

sen in einem entsprechend gehobenen Lokal eingeladen habe. Das Vertrauen des 

Klägers sei auch unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse gemäß Art. 48 

Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG schutzwürdig, weil der Beklagte die Berechnungen der Prü-

fervergütungen selbst durchgeführt habe. In der mündlichen Verhandlung hat er zwei 

Restaurantrechnungen vom 1. März 2009 und vom 19. November 2009 in Ablichtung 

über 115,50 Euro bzw. 106,00 Euro übergeben. 

 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf den Schriftverkehr dieses Berufungs-

verfahrens sowie die beigezogenen Akten des Verwaltungsgerichts und der Regie-

rung von Oberbayern Bezug genommen. 

 

 

Entscheidungsgründe: 
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A. Die zulässige Berufung ist begründet. Der Bescheid der Regierung von Oberbay-

ern vom 14. Dezember 2011, mit dem die Festsetzungen der Vergütung für die Prü-

fungstätigkeit des Klägers in den Jahren 2007 bis 2010 insoweit aufgehoben wurden, 

als er auch für den zweiten Prüfungstag je Prüfungstermin eine Vergütung erhalten 

hatte und die zu viel ausbezahlte Prüfervergütung in Höhe von 882 Euro zurückge-

fordert worden ist, ist rechtmäßig. Das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 19. Juni 

2012 war deshalb abzuändern und die Klage abzuweisen.  

 

1. Mit der Rücknahme und Rückforderung hat der Beklagte nicht gegen den Gleich-

behandlungsgrundsatz verstoßen. Er hat, soweit ersichtlich, alle Fälle, in denen eine 

zu hohe Prüfervergütung wegen des gleichen Berechnungsfehlers gewährt worden 

ist, aufgegriffen, die fehlerhaften Festsetzungen aufgehoben und die überzahlten Be-

träge zurückgefordert. Wenige Einzelfälle, in denen nach einer gütlichen Einigung vor 

Gericht der Weg zu einer erneuten Rücknahme und Rückforderung versperrt war, 

begründen keine abweichende Verwaltungsübung. 

 

Daraus, dass in einem Parallelverfahren, indem der Bevollmächtigte des Klägers den 

dortigen Kläger vertreten hatte, die Beklagtenseite zu Protokoll erklärt hatte, dass 

keine erneuten Rücknahme- und Rückforderungsbescheide erlassen würden, kann 

ein Verstoß gegen Treu und Glauben, der sich für den Kläger nachteilig auswirken 

würde, nicht abgeleitet werden. Unabhängig davon, ob der Kläger aus dieser Erklä-

rung schließen durfte, dass auch in seinem Fall nach der Erledigung des Rechts-

streits in der Hauptsache durch die Aufhebung eines ersten Rücknahme- und Rück-

forderungsbescheids durch den Beklagten selbst auf einen erneuten Rücknahme- 

und Rückforderungsbescheid verzichtet würde, kann ein arglistiges Verhalten des 

Beklagten nicht erkannt werden. Durch den Verzicht auf einen Fortsetzungsfeststel-

lungsantrag im damaligen Verfahren des Klägers wurde dessen Rechtsschutz nicht 

verkürzt. Auch die erneute Rücknahme und die erneute Rückforderung unterliegen 

der uneingeschränkten gerichtlichen Kontrolle. Allein die Möglichkeit, dass die Be-

klagtenseite im Falle der Feststellung der Rechtswidrigkeit des ersten Rücknahme- 

und Rückforderungsbescheids auf die Einlegung eines Rechtsmittels hätte verzich-

ten können, greift weder in die prozessuale noch in die materielle Rechtsstellung des 

Klägers ein. 

 

2. Nach Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG darf ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der 

eine Geldleistung gewährt, nicht zurückgenommen werden, wenn der Begünstigte 
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auf den Bestand dieses Verwaltungsakts vertraut hat und sein Vertrauen unter Ab-

wägung mit dem öffentlichen Interesse an der Rücknahme schutzwürdig ist. Der Be-

günstigte kann sich allerdings u.a. dann nicht auf Vertrauen berufen, wenn er die 

Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 

gekannt hat (Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 BayVwVfG). Indes ist das Vertrauen in aller 

Regel schutzwürdig, wenn der Empfänger das Geleistete verbraucht hat oder Ver-

mögensdispositionen getroffen hat, die er nicht oder nur unter unzumutbaren Nach-

teilen rückgängig machen kann (Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG). Ist die Berufung 

auf das Vertrauen in den Bestand des Verwaltungsakts nicht nach Art. 48 Abs. 2 

Satz 3 BayVwVfG ausgeschlossen, wird die Schutzwürdigkeit des Vertrauens aber 

auch nicht gemäß Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG vermutet, ist abzuwägen, ob das 

Vertrauen am Bestand in Ansehung des öffentlichen Interesses an der Rücknahme 

des Verwaltungsakts schutzwürdig ist (Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG). Erweist sich 

das Vertrauen gegenüber dem öffentlichen Interesse nicht als schutzwürdig, hat die 

Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen über die Rücknahme zu entscheiden 

(Art. 48 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Wird der Verwaltungsakt zurückgenommen, sind 

gewährte Leistungen nach den Vorschriften des Art. 49a Abs. 1 und 2 BayVwVfG 

vom Empfänger zu erstatten.  

 

Gemessen daran hat die Regierung von Oberbayern die Festsetzungen der Prüfer-

vergütung für die Jahre 2007 bis 2010 ohne Rechtsfehler zurückgenommen und den 

überzahlten Betrag zurückgefordert.  

 

Zwischen den Beteiligten steht außer Streit, dass die Prüfervergütung zu hoch fest-

gesetzt worden ist. Auch die Höhe des überzahlten Betrags ist unstrittig. Die jewei-

lige Festsetzung der Prüfervergütung war deshalb rechtswidrig, soweit sie für jeden 

Tag der jeweils zweitägigen Prüfungen statt für den jeweiligen Prüfungstermin nur 

einmal gewährt worden ist. Auf das angefochtene Urteil wird insofern Bezug genom-

men.  

 

Die jeweils eine einmalige Geldleistung gewährenden Festsetzungen der Prüferver-

gütung durften zurückgenommen werden. Das Vertrauen des Klägers in den Bestand 

der Festsetzungen ist unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an der Rück-

nahme der Festsetzungen, soweit sie rechtswidrig sind, nicht schutzwürdig (Art. 48 

Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG).  
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a) Eine Berufung des Klägers auf den Vertrauensschutz ist zwar nicht gemäß Art. 48 

Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 BayVwVfG ausgeschlossen. Er hat weder positiv gewusst, dass 

aufgrund seiner wahrheitsgemäßen Abrechnung eine zu hohe Vergütung festgesetzt 

worden ist, noch hätte er das erkennen müssen. An seiner gegenteiligen Auffassung 

hält der Beklagte nicht mehr fest. Zwar habe der Kläger aufgrund seiner Bestellung 

zum Prüfer eine größere Sorgfaltspflicht als „Jedermann“, jedoch führe diese nicht 

dazu, dass er die Rechtswidrigkeit der Festsetzung infolge grober Fahrlässigkeit 

nicht erkannt habe. Die erhöhte Sorgfaltspflicht sei vielmehr im Rahmen der Abwä-

gung nach Art. 48 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG zu berücksichtigen.  

 

b) Das Vertrauen des Klägers ist aber auch nicht gemäß der Regelvermutung des 

Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG schutzwürdig. Er hat abgesehen von den zwei Res-

taurantbesuchen, für die er Rechnungen vorgelegt hat, nicht substantiiert dargelegt, 

geschweige denn nachgewiesen, dass er die Vergütung, soweit sie zu hoch festge-

setzt und ausbezahlt worden ist, im Sinn des Art. 48 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG ver-

braucht hat.  

 

Es ist richtig, dass in der Rechtsprechung aufgrund des Anscheinsbeweises davon 

ausgegangen wird, dass bei der Überzahlung versorgungsrelevanter Leistungen in 

geringem Umfang überzahlte Beträge im Rahmen der normalen Lebensführung ver-

braucht werden (z.B. BVerwG, U.v. 26.4.2012 – 2 C 4/11 – juris Rn. 8). Darauf be-

ruht auch Nr. 15.2.7.1 der Bayerischen Verwaltungsvorschriften zum Besoldungs-

recht und Nebengebieten (BayVwVBes), wonach ein Wegfall der Bereicherung, der 

die Rückforderung zu viel gezahlter Bezüge ausschließt, unterstellt wird, wenn im je-

weiligen Monat zu viel gezahlte Bezüge 10 % des insgesamt zustehenden Betrags, 

höchstens 150 Euro, nicht überschreiten. Für den Verbrauch der Überzahlung für die 

eigene Lebenshaltung spricht der Beweis des ersten Anscheins, wenn es sich um ei-

ne versorgungsrelevante Leistung, d.h. laufende Einkünfte handelt, die dem Bestrei-

ten des Lebensunterhalts dienen, und bei niedrigen oder allenfalls mittleren Einkom-

men die Überzahlung so gering ist, dass sie sinnvoller Weise nicht gespart wird oder 

sonst der Vermögensbildung dient (Schwab in Münchner Kommentar, BGB, 6. Aufl. 

2013, § 818 Rn. 179 ff.). Dies trifft hier jedoch nicht zu. Ohne nähere Ermittlungen 

kann aufgrund der beruflichen Stellung des Klägers davon ausgegangen werden, 

dass sein Einkommen nicht im geringen oder mittleren Bereich liegt. Bei Besserver-

dienenden spricht die Lebenserfahrung nicht dafür, dass alles, was eingeht auch 

ausgegeben wird (Schwab a.a.O. Rn. 179).  
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Ferner geht es hier nicht um die Überzahlung laufender Bezüge. Es handelt sich 

vielmehr um ein Entgelt für eine Tätigkeit, die nicht zur Einkommenserzielung ausge-

übt wird, sondern eher ehrenamtlichen Charakter hat. Im Vordergrund steht nicht die 

Erzielung des Entgelts, sondern die mit der Bestellung zum Prüfer verbundene Aner-

kennung der beruflichen und wissenschaftlichen Leistung. Das Entgelt dient nicht der 

Erhöhung der Lebensführung. Die Lebenserfahrung spricht eher dafür, dass das 

Entgelt für diese Tätigkeit keinen Einfluss auf die Lebensführung hat und die laufen-

den Ausgaben hierfür ohne Rücksicht darauf getätigt werden.  

 

Einen teilweisen Verbrauch der überzahlten Prüfervergütung kann der Kläger auch 

mit den vorgelegten Restaurantrechnungen nicht nachweisen. Unabhängig von der 

zeitlichen Nähe wenigstens der Rechnung vom 19. November 2009 zu einem Prü-

fungstermin am 19. und 20. Oktober 2009, an dem der Kläger beteiligt war, kann da-

raus nicht auf eine Luxusausgabe geschlossen werden, die ohne die Vergütung für 

die Prüfungstätigkeit oder wenigstens die Aussicht darauf unterblieben wäre. Gele-

gentliche Restaurantbesuche mit Familienangehörigen, beispielsweise um den häus-

lichen Aufwand der Zubereitung von Mahlzeiten zu ersparen, sind bei einem geho-

benen Einkommen, von dem – wie bereits dargelegt – beim Kläger ausgegangen 

werden kann, nicht unüblich. Die Höhe der Rechnungen spricht zwar dafür, dass es 

sich jeweils um ein gehobenes Restaurant gehandelt hat. Der Betrag hält sich jedoch 

in einem Rahmen, innerhalb dessen man gewöhnlich bereit ist, gelegentlich Ausga-

ben für Annehmlichkeiten zu tätigen. 

 

c) Nachdem weder dargelegt ist noch sonst Anhaltspunkte dafür ersichtlich sind, 

dass der überzahlte Betrag verbraucht worden ist, ist gemäß Art. 48 Abs. 2 Satz 1 

BayVwVfG zu prüfen, ob das Vertrauen des Klägers in den Bestand der Festsetzun-

gen des Prüferentgelts unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an deren 

Rücknahme schutzwürdig ist. Allein die fehlende Bösgläubigkeit genügt unabhängig 

von den Sorgfaltspflichten des Klägers im Hinblick auf die Überprüfung, ob das Ent-

gelt zutreffend festgesetzt worden ist, nicht, um das Vertrauen in den Bestand der 

gewährten Vergütung als schutzwürdig ansehen zu können (BayVGH, B.v. 22.5.2009 

– 19 ZB 09.944 – juris; Kopp/Ramsauer, VwVfG, 11. Aufl. 2010, § 48 Rn. 95). Bei der 

Abwägung des Interesses des Klägers am Bestand der Festsetzungen und dem öf-

fentlichen Interesse an deren Rücknahme setzen sich die fiskalischen Interessen 

durch (Kopp/Ramsauer a.a.O. Rn. 99). Aufgrund des Fehlers in der Sachbearbeitung 
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bei der Berechnung und Auszahlung der Prüfervergütungen wurde wegen der gro-

ßen Zahl der Abrechnungsvorgänge der hohe Betrag von 360.000 Euro ohne 

Rechtsgrund an die Prüfer ausbezahlt, womit der entsprechende Haushaltsansatz 

erheblich überschritten worden ist. Dem steht beim Kläger ein relativ geringer Betrag, 

nämlich 882 Euro, entgegen, dessen Rückzahlung für ihn ohne existenzielle Auswir-

kungen bleibt. Auf die Sorgfaltspflichten des Klägers im Hinblick auf die Überprüfung, 

ob das Entgelt zutreffend festgesetzt worden ist, kommt es dabei nicht an. Das öf-

fentliche Interesse überwiegt gerade auch bei dessen Gutgläubigkeit. Ungeachtet der 

Verantwortlichkeit für die Überzahlung hat der Kläger eine Leistung bekommen, auf 

die er keinen Anspruch hatte und die er nach dem Rechtsgedanken des § 812 Abs. 1 

Satz 1 BGB grundsätzlich wieder herausgeben muss. Angesichts der Bedeutung, die 

die Summe der vielen zu Unrecht ausbezahlten Beträge für den Staatshaushalt hat, 

kann sich das Interesse des einzelnen Empfängers am Bestand der fehlerhaften 

Vergütungsfestsetzung nur dann durchsetzen, wenn dafür ganz besondere Gründe 

vorliegen, die hier nicht ersichtlich sind. 

 

d) Liegen somit die rechtlichen Voraussetzungen der (teilweisen) Rücknahme der 

Festsetzungen der Prüfervergütung vor, durfte die Regierung von Oberbayern nach 

pflichtgemäßem Ermessen von dieser Möglichkeit Gebrauch machen und die Fest-

setzungen der Prüfervergütung mit Wirkung für die Vergangenheit – nur eine solche 

kommt hier in Betracht – zurücknehmen, soweit die Vergütungen zu hoch festgesetzt 

worden sind. Die Rücknahme steht auch in zeitlicher Hinsicht im Ermessen der Be-

hörde (Kopp/Ramsauer, VwVfG, 11. Aufl. 2010, § 48 Rn. 128). Das gilt für sämtliche 

Rücknahmetatbestände (Kopp/Ramsauer a.a.O. Rn. 75). Sonst wäre die Rücknahme 

von Verwaltungsakten, die eine einmalige Geldleistung gewähren, nur sehr einge-

schränkt möglich, was mit den öffentlichen Interessen nur schwer vereinbar wäre.  

 

Fehler bei der Ausübung des Ermessens durch die Regierung von Oberbayern, die 

auch insoweit den hohen Gesamtbetrag der zu viel ausgezahlten Prüfervergütungen 

der vergleichsweise geringen und sich nicht existenziell auswirkenden Rückzah-

lungsverpflichtung der Betroffenen gegenüberstellt, sind nicht zu erkennen. Auch 

wenn unter Nr. III 3 der Gründe des Bescheids vom 14. Dezember 2011 nur unzu-

reichend zum Ausdruck kommt, dass die Rechtswidrigkeit der Festsetzungen auf ei-

ner fehlerhaften Sachbearbeitung innerhalb der Behörde beruht und überdies die 

Überzahlung den Prüfern wegen des höheren zeitlichen Aufwands gegenüber den 

Prüfungen vor der Änderung der Approbationsordnung plausibel erscheinen durfte, 
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zeigen die Gründe in ihrer Gesamtheit und insbesondere in Nr. II 2, dass die erfor-

derlichen Erwägungen durchgeführt worden sind. Die Regierung war sich bewusst, 

dass die Rechtswidrigkeit der Festsetzung der Vergütung auf einen Fehler im Behör-

denbereich zurückzuführen ist. Die Rede ist insoweit von einer „irrtümlichen“ und 

„versehentlichen“ Vergütung für jeden der zwei Prüfungstage statt einer einmaligen 

Vergütung für die gesamte Prüfung. Die Behörde sei gehalten, „fehlgeleitete Haus-

haltsmittel“ – das nimmt ebenfalls auf eine fehlerhafte Sachbehandlung Bezug – ihrer 

eigentlichen Zweckbestimmung wieder zuzuführen. Eine Ermessensüberschreitung 

oder ein Ermessensfehlgebrauch sind insoweit nicht erkennbar. 

 

e) Die Regierung von Oberbayern war ferner nicht durch den Ablauf der Jahresfrist 

des Art. 48 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG an der Rücknahme der Festsetzungen der Prü-

fervergütung, soweit diese zu einer Überzahlung geführt haben, gehindert. Die Jah-

resfrist begann frühestens mit der Aufhebung von ersten Rückforderungsbescheiden 

durch das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 1. März 2011 in nahezu völlig gleich-

gelagerten Verfahren zu laufen, die denselben Berechnungsfehler zum Gegenstand 

hatten. Bei der Jahresfrist des Art. 48 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG handelt es sich um 

eine Entscheidungsfrist, nicht um eine Bearbeitungsfrist. Nach der seit der Entschei-

dung des Großen Senats des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. Dezember 1984 

(BVerwGE 70, 356) ständigen Rechtsprechung beginnt die Frist erst bei vollständiger 

Kenntnis der für die Rücknahme maßgebenden Sach- und Rechtslage zu laufen. 

Dabei ist nicht zu unterscheiden, ob der zurückzunehmende Verwaltungsakt wegen 

eines „Tatsachenirrtums“ oder eines „Rechtsirrtums“ rechtswidrig ist. Es kommt auf 

den konkreten Rechtsanwendungsfehler an. Das bedeutet, dass in einem Fall, in 

dem ein erster Rücknahmebescheid auf eine Klage des Betroffenen hin aufgehoben 

worden ist, die Frist nicht vor dem Ergehen der Aufhebungsentscheidung zu laufen 

beginnt. Erst dann kennt die Behörde die Sach- und Rechtslage vollständig und hat 

nach der Durchführung gegebenenfalls notwendiger weiterer Ermittlungen ein Jahr 

Zeit, zu entscheiden, ob der Verwaltungsakt zurückgenommen wird (BVerwG, U.v. 

28.6.2012 – 2 C 13/11 – BVerwGE 143, 230; BayVGH, U.v. 15.3.2001 – 7 B 

00.107 – VGH n.F. 54, 88). Gleiches gilt für die hier zu entscheidende Fallgestaltung, 

in der ein erster Rücknahmebescheid nicht vom Gericht, sondern von der Behörde 

selbst aufgehoben worden ist, weil in gleichgelagerten Fällen gleichzeitig oder im na-

hen zeitlichen Zusammenhang ergangene Rücknahmebescheide vom Verwaltungs-

gericht aufgehoben worden sind. Erst seit der Entscheidung des Verwaltungsgerichts 

vom 1. März 2011 war die Regierung von Oberbayern in der Lage, die Sach- und 
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Rechtslage im Licht dieser Entscheidung neu zu prüfen und beanstandete Fehler zu 

korrigieren, wie die Nachholung der fehlenden Anhörung und die erneute Überprü-

fung der Sach- und Rechtslage im Hinblick auf die Ausführungen des Gerichts zur 

Schutzwürdigkeit des Vertrauens.  

 

f) Der ebenfalls angefochtene Rückforderungsbescheid ergibt sich gemäß Art. 49a 

Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG aus der (teilweisen) Rücknahme der Festsetzungen der 

Prüfervergütung. Nach Art. 49a Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG gelten für die Rückforde-

rung die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe einer un-

gerechtfertigten Bereicherung. Soweit danach eine Erstattung der Überzahlung aus-

geschlossen ist, als der Empfänger nicht mehr bereichert ist (§ 818 Abs. 3 BGB), 

wird auf die Ausführungen zur Schutzwürdigkeit des Vertrauens des Klägers in den 

Bestand der Festsetzungen des Prüferentgelts, insbesondere ob er den Verbrauch 

dieser Leistungen nachweisen konnte (A 2 b), Bezug genommen. 

 

B. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung 

zur vorläufigen Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung beruht auf § 167 VwGO 

i.V.m. §§ 709 ff. ZPO.  

 

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 VwGO 

nicht vorliegen.  

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum 

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 

80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung schriftlich einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 

dieser Entscheidung zu begründen. Die Beschwerde muss die angefochtene Ent-

scheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung muss die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungs-

gerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 
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Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be-

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-

gericht durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln.  
 

 
 

Häring Dr. Borgmann Schmeichel 

 
 

 

Beschluss: 

 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 882,-- Euro 

festgesetzt. 
 
 

 

Häring Dr. Borgmann Schmeichel 
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